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betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 
Dr. Müller und Genossen vom 19. September 1989, 

Nr. 4210/J-NR/1989, "Kohlenwasserstoff­
emissionen beim Tanken" 

Ihre Fr&gen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: 

"Zu welchen Erkenntnissen kam die öMV-Studie?" 

Die bei Professor A. Hackl 1n Auftrag gegebene Studie über 

die aktuelle Situation der Kohlenwasserstoffemissionen, die 

aus der Mineralölkette in österreich resultiert, wird vor­

aussichtlich bis Jahresende fertiggestel1t werden. 

Zu Frage 2: 

"Wann ist mit der Einführung der "Aktivkohlefilter ..; Techno­

logie" zu rechnen'?" 

Am 20 November 1989 ist unter Federführung des deutschen 

Bundesminlsteriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher­

heit in Berlin ein "Workshop" über den Großversuch in der BRD 

"Gaspendelung versus vergrößerter Aktivkohletilter" vorgese­
hen. Die öMV wird auf Einladung des Bundesministeriums für 

Umwelt, NatursChutz und Reaktorsicherheit einen Vertreter zu 

dieser Veranstaltung entsenden. 

Es ist anzunehmen, daß unmittelbar danach die deutsche 
Bundesregierung ihre Entscheidung, welches der beiden Systeme 

eingeführt werden soll, bekanntgeben wird. 
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Die öMV hat zu obigem Fragenkomplex am 5. April 1989 ein 

Expertenhearing veranstaltet. Da die Aussagen der aus­

ländischen Experten zu divergierend waren, ist es nicht ge­

lungen, ein Resümeeprotokoll zu verfassen. Eine Videoauf­

zeichnung über die Veranstaltung und schriftlichen Unter­

lagen wurden allen kompetenten Stellen zur Verfügung ge­

stellt. 

Die Entscheidung darüber, welches der beiden Systeme in 

österreich nun tatsächlich eingeführt wird, erfordert noch 

intensive Befassung mit diesem Thema und sollte nicht zu­

letzt gemeinsam mit den USA und/oder der BRD erfolgen. 

Wien, am 1&. November 1989 
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